
eine differenzierte Mitwirkung orientiert werden, und 
Abs. 2 soll folgende Fassung erhalten 

„Sie (die Untersuchungsorgane und der Staatsanwalt 
— K. H. B.) haben, sobald der Stand der Ermittlungen 
es gestattet, den Leitungen der Betriebe oder Einrich­
tungen davon Mitteilung zu machen, wenn gegen 
einen Mitarbeiter der Verdacht einer Straftat be­
steht.“

Pflicht dieser staatlichen Leitungen ist es, die gesell­
schaftlichen Organisationen und Kollektive entspre­
chend zu unterrichten. Soweit eine spezielle Information 
der Kollektive notwendig ist, beispielsweise zur Siche­
rung der Mitwirkung eines Kollektivvertreters, wird 
dies bereits in § 102 Abs. 3 (Pflicht der Untersuchungs­
organe, für eine Beratung im Kollektiv zu sorgen) ge­
regelt.
Soweit die Kollektive über die Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens gegen einen ihrer Mitarbeiter benach­
richtigt worden sind, muß ihnen auch das Recht 
zugebilligt werden, durch die Organe der Strafrechts­
pflege über eine Einstellung des Verfahrens oder über 
die Ablehnung der Eröffnung des gerichtlichen Haupt­
verfahrens informiert zu werden. Unter Berücksichti­
gung der Richtlinie Nr. 22 des Obersten Gerichts sollen 
§ 201 (Zulassung des gesellschaftlichen Anklägers oder 
des gesellschaftlichen Verteidigers) und § 300 (Mitwir­
kung der Bürger im Rechtsmittelverfahren) entspre­
chend geändert bzw. ergänzt werden.

Zum Umfang der Aufklärung
Der Umfang der Aufklärungspflicht muß im Strafver­
fahren einheitlich geregelt werden. Ausgehend von der 
Funktion des Strafverfahrens, sind alle für die Feststel­
lung und für die gerechte Entscheidung über die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit bedeutsamen Fakten auf­
zuklären. Dabei muß der StPO-Entwurf für alle Stadien 
des Verfahrens eine einheitliche Anleitung geben, die 
unnötige Ermittlungen und Beweiserhebungen mög­
lichst ausschließt und die Tätigkeit der Organe der 
Rechtspflege auf die notwendigen Beweiserhebungen 
konzentriert.
Die StPO kann unter Berücksichtigung der grundsätz­
lichen Festlegungen des StGB-Entwurfs für die bei der 
Entscheidung über Schuld und Strafe zu beachtenden 
Fakten nur eine allgemeine, nicht auf einzelne Delikte 
zugeschnittene Orientierung geben. Eine Anleitung für 
den Umfang der Aufklärung bei den unterschiedlichen 
Deliktsgruppen soll — auf der Grundlage der StPO — 
durch Untersuchungsmodelle gegeben werden, wie sie 
bei der Staatsanwaltschaft teilweise schon erarbeitet 
worden sind. Der Umfang der Ermittlungen (§ 101) 
StPO-Entwurf) kann wie folgt bestimmt werden:

„Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 
haben die den Verdacht einer Straftat begründende 
Handlung allseitig und unvoreingenommen aufzuklä­
ren und den Täter zu ermitteln. Sie haben als Voraus­
setzung für die Feststellung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit die Art und Weise der Begehung der 
Straftat, ihre Ursachen und Bedingungen, den entstan­
denen Schaden, die Persönlichkeit des Beschuldigten, 
seine Beweggründe, die Art und die. Sch were seiner 
Schuld, sein Verhalten vor und nach der Tat in be- 
und entlastender Hinsicht aufzuklären.“

Mit dieser Formulierung werden irreale Forderungen 
nach einer generellen Einschätzung der Entwicklung des 
Beschuldigten bzw. des Angeklagten oder seines Be­
wußtseinsstandes, wie sie teilweise noch im StPO-Ent­
wurf vorhanden sind, überwunden. Sie orientiert ein­
deutig auf alle für die Feststellung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit bedeutsamen Fakten.
Ausgehend von einer derartigen Änderung des § 101 
StPO-Entwurf, wären auch analog § 226 (Inhalt und 
Umfang der gerichtlichen Beweisaufnahme) und § 245

Abs. 1 (Verurteilung) zu ändern, denn es kann für alle 
Organe der Strafrechtspflege nur eine einheitliche Be­
stimmung des Umfangs der Aufklärungspflicht im 
Strafverfahren geben.

Zur Regelung der Untersuchungshaft

Die Regelung der Voraussetzungen für die Unter­
suchungshaft (§§ 122, 123 StPO-Entwurf) faryd in der 
Diskussion überwiegend Zustimmung11. Allerdings gab 
es vereinzelte Forderungen sowohl nach einer generel­
len Ausdehnung als auch nach einer Einschränkung die­
ser Voraussetzungen, beispielsweise unter dem Gesichts­
punkt des Rückfalls oder des Rowdytums.
Überwiegend wurde vorgeschlagen, im § 122 Ziff. 2 
neben den Verbrechen auch die schweren fahrlässigen 
Vergehen, bei denen der Ausspruch einer Freiheitsstrafe 
von über zwei Jahren zu erwarten ist, als Haftgrund 
mit aufzunehmen. Sehr schwerwiegende fahrlässige De­
likte, bei denen eine derartige Freiheitsstrafe zu erwar­
ten ist und die von der bisherigen Formulierung nicht 
erfaßt werden, verlangen die Anordnung der Unter­
suchungshaft. Als Beispiel sei auf Verkehrsunfälle mit 
Katastrophencharakter verwiesen.
Bedenken wurden teilweise gegen die Möglichkeit der 
Anordnung der Untersuchungshaft geäußert, wenn Ver­
dacht auf eine Straftat besteht, die mit Haftstrafe be­
droht ist. Diese Bedenken werden jedoch dadurch aus­
geräumt, daß im StGB-Entwurf die Haftstrafe unter 
Berücksichtigung vielfältiger Vorschläge nur bei 
Rowdytum und bei der Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung durch asoziales Verhalten vorgesehen ist.

Fragen der gerichtlichen Hauptverhandlung

Um Unklarheiten und Lücken im StPO-Entwurf auszu­
räumen, soll bereits bei den Bestimmungen über die 
örtliche Zuständigkeit des Gerichts (§§ 172 ff. StPO- 
Entwurf) festgelegt werden:

„Die örtliche Unzuständigkeit kann nur bis zur Ver­
lesung des Beschlusses über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens geltend gemacht werden. Ergibt sich, 
daß das Gericht örtlich nicht zuständig ist, so gibt es 
vor Eröffnung des Verfahrens die Sache durch Be­
schluß an den Staatsanwalt zurück oder spricht nach 
Eröffnung des Verfahrens durch Beschluß seine Un­
zuständigkeit aus und verweist die Sache an das ört­
lich zuständige Gericht.“

Zahlreiche Vorschläge beziehen sich auf den Ausbau der 
Rechte des Beschuldigten bzw. des Angeklagten. Die Dis­
kussion hat bewiesen, daß es zwischen der Sicherung 
einer konsequenten Strafverfolgung und der strikten 
Gewährleistung der Rechte des Beschuldigten bzw. An­
geklagten keinen unüberbrückbaren Widerspruch gibt, 
sondern es sich um zwei Seiten einer Sache handelt. Die 
unbedingte Gewährleistung der Rechte aller Verfah­
rensbeteiligten ist entscheidende Voraussetzung für die 
unvoreingenommene Feststellung der Wahrheit im 
Strafverfahren und damit für eine gerechte Entschei­
dung. Es wurde u. a. vorgeschlagen, daß das Gericht mit 
der Ladung dem Angeklagten und dessen Verteidiger 
sowie dem Staatsanwalt mitzuteilen hat, wer als Zeuge, 
Sachverständiger oder Kollektivvertreter zur Hauptver­
handlung geladen wird und welche anderen Beweis­
mittel herangezogen werden sollen. So können sich alle 
Beteiligten gründlich auf die gerichtliche Hauptverhand­
lung vorbereiten und rechtzeitig zusätzliche Beweis­
anträge stellen.
Die Diskussion über die Regelung der Fristen (Ladungs­
fristen und Fristen für die Durchführung des erst- und 
zweitinstanzlichen Strafverfahrens) hat gezeigt, daß 
generell die bereits in der geltenden StPO enthaltenen

11 Vgl. Beyer / Schindler, a. a. O., S. 130 f.; Hartisch / Pfeufer, 
„Die Regelung der Untersuchungshaft Im StPO-Entwurf“, NJ 
1967 S. 377 ff.
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